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Vollzugsverordnungen und Anpassungen der kantonalen Gerichtsorganisation. In diesem 
Zusammenhang hat der Grosse Rat am 31. Mai 2010 das Justizgesetz (JG) 
angenommen, das Fragen der Gerichtsorganisation gesetzlich verankert und 
Bestimmungen zum Vollzug eidgenössischer Verfahrensgesetze umfasst (Strafverfahren, 
aber auch Zivilverfahren und Strafverfahren, soweit diese auf Jugendliche anwendbar 
sind).  

 
 Wenn auch das Strafverfahren nun auf eidgenössischer Ebene geregelt ist, wird die 

Gerichtsorganisation grundsätzlich weiterhin Sache der Kantone sein. Es stellt sich daher 
die Frage, ob auf organisatorischer Ebene Massnahmen getroffen werden könnten, um 
ein Einschreiten der Justiz gegenüber gewissen Arten von Delinquenten wie jenen, die bei 
gewalttätigen Demonstrationen auftreten, zu erleichtern. Es ist darauf hinzuweisen, dass 
die allgemeinere Frage der Schaffung eines Gerichts für frische begangene Verbrechen 
bereits im Anschluss an das Postulat Nr. 230.03 Jacques Morand Gegenstand eines 
Berichtes bildete. Der Staatsrat hatte damals festgestellt, dass die freiburgische 
Strafprozessordnung bereits eine unverzügliche Bestrafung wegen frisch begangener 
kleinerer Straftaten erlaubte; er verwarf deshalb das Konzept eines eigens dafür 
zuständigen Gerichtes.  
 

3. Was die Polizeimassnahmen anbelangt, ist das Gesetz vom 15. November 1990 über die 
Kantonspolizei (PolG; SGF 551.1) im Rahmen der Umsetzung des JG ebenfalls geändert 
worden. Bereits bei dieser Gelegenheit sind bewährte polizeiliche Praktiken gesetzlich 
verankert worden. Abgesehen von der im neuen Artikel 30b PolG vorgesehenen 
polizeilichen Generalklausel, die es erlaubt, ohne besondere gesetzliche Grundlage 
unaufschiebbare Massnahmen zu treffen, können namentlich die Fernhaltung, die 
Anhaltung oder die Identitätsfeststellung einer Person genannt werden, um die öffentliche 
Ordnung und/oder Sicherheit aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen (vgl. Art. 31d ff. 
PolG).  

 
 Dennoch ist es angebracht abzuklären, ob der Polizei im Rahmen gewalttätiger 

Demonstrationen nicht weitere Rechte eingeräumt werden sollten. In Betracht gezogen 
werden könnten eventuell Massnahmen, wie sie im Bundesgesetz über Massnahmen zur 
Wahrung der inneren Sicherheit (BWIS; SR 120) und im Konkordat über Massnahmen 
gegen Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen (SGF 559.71) vorgesehen sind.  

 
4. Was das Vermummungsverbot bei Demonstrationen anbelangt, ist darauf hinzuweisen, 

dass einige Kantone (namentlich Zürich, Bern, Basel-Stadt, Genf und Waadt) bereits eine 
solche Vorschrift kennen, auch wenn diese in Wirklichkeit nicht immer leicht 
durchzusetzen ist.  

 
5. Zusammenfassend befürwortet der Staatsrat jede Massnahme, die eine wirksame 

Bekämpfung gewalttätigen Verhaltens im Rahmen von Demonstrationen zum Ziel hat. Er 
ist in diesem Sinne bereit, die Situation in allen Einzelheiten zu analysieren und dem 
Grossen Rat einen Bericht vorzulegen. Er betont dabei, dass diese Studie eine 
Ergänzung sein wird zum Bericht zum Postulat Nr. 2044.08 Gabrielle Bourguet 
(Sicherheitskonzept), welcher die bestehenden und die im Sicherheitsbereich anlässlich 
von öffentlichen Veranstaltungen noch zu entwickelnden Massnahmen aufgezeigt hat. 

 
Der Staatsrat beantragt dem Grossen Rat folglich, dieses Postulat erheblich zu erklären. 
 
 
 
Freiburg, den 21. Dezember 2010 
 


